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D I E  K U N D E N B E S C H W E R D E S T E L L E  B E I M  B V R  5

N E T Z W E R K  D E R  S C H L I C H T U N G S S T E L L E N  1 2
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W E I T E R E  A N G A B E N   5 3
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A )  K R E D I T G E S C H Ä F T  2 4

B )  K O N T O F Ü H R U N G  3 0

C )  G I R O K O N T O  F Ü R  J E D E R M A N N  3 7

D )  A N L A G E B E R A T U N G  4 0

E )  Z A H L U N G S V E R K E H R  4 2

F )  S P A R V E R K E H R  4 5

G )  D E P O T F Ü H R U N G  5 0

H )  A N D E R E  S A C H G E B I E T E  5 2

wendenden gesetzlichen Bestimmungen (BGH, Ur-
teil vom 7. März 2013 – III ZR 231/12). 

Nach diesen Grundsätzen kommt vorliegend auch 
eine außerordentliche Kündigung nicht in Betracht. 
Sowohl die Zinsentwicklung als auch die Entwick-
lung der allgemeinen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen sind dem Einfluss des Sparers entzogen. 
Andererseits ging es der Bank, wie bereits erwähnt, 
mit dem Abschluss derartiger Verträge insbesonde-
re auch darum, sich langfristig sichere Liquidität zu 
verschaffen. Den dafür zu zahlenden Preis – den 
Zins – hat die Bank bestimmt. Sie hat dabei die 
künftige Entwicklung des Markts, insbesondere der 
Zinsen, prognostiziert und zum Inhalt der Vertrags-
bestimmungen gemacht. Damit trägt sie aber auch 
das Risiko, dass sich ihre Prognose nicht bewahrhei-
tet. Genauso, wie die Bank zu Hochzinszeiten von 
der dann relativ günstigen Zinsvereinbarung profi-
tiert – und wohl kaum an eine Anpassung der Kon-
ditionen gedacht – hat, muss sie in Zeiten niedriger 
Zinsen ihre Vertragsgestaltung ebenso hinnehmen. 
Dabei hätte es die Bank in der Hand gehabt, durch 
eine anderweitige Gestaltung ihr Risiko auszuschal-
ten, zumindest zu minimieren. So hätte zum Bei-
spiel ohne Weiteres die Möglichkeit bestanden, 
anstelle des festen Zinssatzes eine variable Verzin-
sung zu vereinbaren. Davon hat die Antragsgegne-
rin beziehungsweise deren Rechtsvorgängerin – aus 
freien Stücken – abgesehen. Es kann deshalb auch 
nicht etwa von einer erhöhten Schutzbedürftigkeit 
der Bank ausgegangen werden. Jedenfalls aber hat 
die Bank das Risiko für diejenigen Umstände, auf 
die sie nun den Anspruch auf eine Vertragsanpas-
sung stützt, selbst übernommen. Dies steht einer 
Kündigung nach § 314 Absatz 1 BGB entgegen.

d) Schließlich kommt auch eine Kündigung des Ver-
trags nach § 313 Absatz 1 und Absatz 3 Satz 2 BGB 
nicht in Betracht.

Bei der Auflösung beziehungsweise Kündigung ei-
nes Vertrags wegen Wegfalls der Geschäftsgrund-
lage nach § 313 BGB handelt es sich um eine von 
vornherein auf besondere Ausnahmefälle be-
schränkte rechtliche Möglichkeit, die zur Vermei-
dung untragbarer, mit Recht und Gerechtigkeit 
schlechthin unvereinbarer Folgen unabweisbar er-
scheinen muss. An die Vertragsauflösung aufgrund 
Wegfalls der Geschäftsgrundlage sind daher stren-
gere Anforderungen zu stellen als an die außeror-
dentliche Kündigung eines Dauerschuldverhältnisses 
(BGH, Urteil vom 8. Mai 2014 – I ZR 210/12; NZG 

2014, 1036). Diese strengen Voraussetzungen lie-
gen hier nicht vor. Insoweit fällt zum einen eben-
falls ins Gewicht, dass das Risiko der zukünftigen 
Zinsentwicklung von der Antragsgegnerin über-
nommen worden ist. Nach allgemeiner Ansicht ist 
§ 313 BGB aber dann nicht anzuwenden, wenn sich 
durch die Störung ein Risiko verwirklicht, das eine 
Partei zu tragen hat (BGH, Urteil vom 21. Septem-
ber 2005 – XII ZR 66/03). Es kommt hinzu, dass im-
mer dann, wenn ein Dauerschuldverhältnis auf 
viele Jahre begründet worden ist und eine Verän-
derung des Verhältnisses zwischen Leistung und 
Gegenleistung (Äquivalenzstörung) als Anpas-
sungsgrund geltend gemacht wird, zu berücksichti-
gen ist, dass Verträge mit einer so langen Laufzeit 
immer in die nicht absehbare Zukunft hineinfüh-
ren. Die bei sonstigen Austauschverträgen im All-
gemeinen berechtigte Annahme, dass Leistung und 
Gegenleistung von den Vertragsparteien als einan-
der gleichwertig angesehen werden, muss daher 
bei Verträgen mit einer sich über mehrere Jahre 
erstreckenden Laufzeit mit der Einschränkung ver-
standen werden, dass die Vertragsparteien nicht 
damit rechnen können, diese Gleichwertigkeit wer-
de für die ganze Vertragsdauer erhalten bleiben. 

Es fällt unter das normale Risiko solcher Verträge, 
dass sich die den Wert der vereinbarten Leistungen 
beeinflussenden Verhältnisse während der Ver-
tragsdauer zugunsten des einen oder des anderen 
Vertragspartners ändern können (BGH, Urteil vom 
31. Mai 1990 – I ZR 233/88 –, Rdn. 17, juris). Eine 
Äquivalenzstörung kann in solchen Fällen ein An-
passungsverlangen deshalb nur dann rechtfertigen, 
wenn das Gleichgewicht zwischen Leistung und Ge-
genleistung (oder jedenfalls das ursprünglich zu-
grunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und 
Gegenleistung) so stark gestört ist, dass die Grenze 
des übernommenen Risikos überschritten wird und 
die benachteiligte Vertragspartei in der getroffe-
nen Vereinbarung ihr Interesse nicht mehr auch nur 
annähernd gewahrt sehen kann. Eine Berufung auf 
den Wegfall der Geschäftsgrundlage kann deshalb 
nur dann in Betracht kommen, wenn dies zur Ver-
meidung untragbarer, mit Recht und Gerechtigkeit 
schlechthin nicht vereinbarer und damit der betrof-
fenen Vertragspartei nicht zumutbarer Folgen un-
abweislich erscheint (BGH, a. a. O.). Das Vorliegen 
dieser Voraussetzungen ergibt sich aus dem Vor-
bringen der Antragsgegnerin nicht.

Damit scheidet die Möglichkeit einer ordent-
lichen oder außerordentlichen Kündigung der 


